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Welche Gewähr bietet die Geſetzgebung des deutſchen

Bundes den Verfaſſungen der Bundesſtaaten ? “ )

Von Dr. Ladenburg

§. 1.

Der Zweck des deutſchen Bundes iſt im Art . 2. der Bundes⸗

Akte dahin beſtimmt : „ Erhaltung der äußeren und inneren Sicher

heit Deutſe ds , der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der

einzelnen Bundesſtaaten . “ Unter den Worten : „ Erhaltung der

innern Sicherheit “ iſt wohl nicht allein die Erhaltung der

Ruhe und Ordnung , ſondern gewiß auch die Erhaltung eines

feſten Rechtszuſtandes im Gegenſatz zu Anarchie oder

Willkühr zu verſtehen . Für dieſe Anſicht kann eine Erklärung

es Präſidiums der Bundesverſammlung vom 17. Merz 1817

ungeführt werden, alſo lautend:Angefühlt wetven Uſd lautent
3 Jun Mfur 185 in donk 8 Hoßen Peſtin

„VDie Bundesverſe nlung wird , eingedenk der hohen Beſtim⸗

mung , zu der ſie berufen worden , und der Vorſchriften und Zwecke

der Bundesacte ſich durch keine ungleiche Beurtheilung eines ein —

zelnen Bundesglieds abhalten laſſen , innerhalb der ihr vorgezeich —

neten Schranken , die ſie nie vergeſſen hat , noch je vergeſſen wird ,

ſelbſt bedrängter Unterthanen ſich anzunehmen , und auch

ihnen die Ueberzeugung zu verſchaffen , daß Deutſchland nur darum

mit dem Blute der Völker vom fremden Joche befreit , und die Län —

der ihren rechtmäßigen Regenten zurückgegeben worden ſind , damit

welche einen wich) Da dieſe ſtrer

tigen Punkt ichtvoll erörtert , alle

deutſchen erfaſſungen , mithin auch die Badiſche betrifft , ſo glauben

wir nicht nur, d dieſelbe in dieſen Heften am Platze , ſondern auch, daß
1 d, ſie hier zu finden
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überall ein rechtlicher Zuſt and an die Stelle der Willkühr

treten möge . “

Vergleiche Protokolle der Bundes - Verfl

„ Willkührliche Eingriffe in den

treiten dem Zwecke des deutſchen B

zelnen Bundesregierungen nicht geſtattet . Die esverſammlung

iſt vielmehr berufen , die Abſtellung ſolcher Verfügungen zu erwirken

welche mit den Grundgeſetzen des Bundes in Widerſpruch ſtehen

oder für die innere oder äußere Sicherheit gefährlich werden

könnten . “

Vergl . die proviſoriſche Beſtimmung über die Competenz der

Bundesverſammlung vom 12. Juni 1817 . §. 4. Nr. 5

88Undes , und

Dieſem allgemeinen Prinzip der Sicherheit des Rechts ide

entfließen verſchiedene Beſtimmungen , f B. die Art . 29 und 30

der Wiener Schlußakte , welche feſtſetzen

1) „ daß Jedermann wegen verweigerter oder gehemn Rechts⸗

pflege ſich an die Bundesverſammlung wenden , und von dieſer

Abhülfe begehren könne ,

2 ) daß wenn Forderungen von Privatperſonen deshalb nicht be—

friedigt werden , weil die Verpflichtung 1 mehreren

liedern beſtritten iſt die Bi esverſammlung ange⸗

gangen werden könne , durch eine Auſträg al⸗Inſtanz die Ent⸗

ſcheidung zu veranlaſſen “

§. 2

So ſind die Rechte der einzelnen Privatperſonen geſichert

nicht minder die Rechte der Geſammtheit , die Verfaſſungen , durch

den bekannten Art . 13 der Bundesacte , welcher verordnet :

llen Bundesſtaaten wird eine landſtändiſche Verfaſ —

ſung ſtattfinden . “

Durch dieſen Artikel wird den Bundesregierungen nicht allein

die Verpflichtung auferlegt , landſtändiſche Verfaſſungen da einzu —

führen , wo noch keine ſolche beſtehen , ſondern auch bereits beſtehende

Verfaſſungen in fortdauernder Wirkſamkeit zu erhalten ( ſtattfinden

zu laſſen ) . Es iſt demnach nicht geſtattet , die landſtändiſche Ver —

ie Landſtände0 Hufgriſck muu FNer 52 * *
faſſung etwa dadurch illuſoriſch zu machen , daß man

gar nicht einberuft . Denn in dieſem Fall würde die Verfaſſung

nicht „ ſtattfinden “ , und daher Art . 13 der Bundesacte verletzt ſeyn

Wie ernſt es früher ( 1815 —18 ) den deutſchen Regierungen mit

der Einführung landſtändiſcher Verfaſſungen war , erſieht man aus



ſteher

verder

nz 1

ert

durch

1
tehende

tfinden

e Ver⸗

oſtände

ſſung

t ſeyn

jen mit

in aus

Protokollen jener Zeit . Auch ſind in jenen Jahren

die meiſten Verfaſſungen gegeben worden . Bemerkenswerth iſt die

Erklärung der preußiſchen Geſandſchaft in der Sitzung der Bundes

. n können ( ſagt ſie ) , mu
M *

Al is von ihnen zur

E 1 He Nigke bereit zeſchehen od

vorbereitet iſt, ſich näher au rechen , und zugleich den Willen zu

beweiſen , daß e Ver ng , welche von allen Bun⸗

des ſtaaten gegeber ord ‚auch von Allen erfüllt

werde

ber die im Innern vorgefundenen Schwie —

rigkeiten und über die zu deren Beſeitigung getroffenen Maßregeln ,

und fährt dann fort : ſie ſei ſich des ernſten Willens be

0
wußt , eine ſtändiſche Verfafſung in dem Augenblick

und in dem Umfang eintreten zu laſſen , wie ſolche eine

nur das Wohl der Unterthanen und alle billigen

nd gerechten Anſprüche der öffentlichen Meinun

berückſichtigende Prüfung für angemeſſen erachten

dee Ein wahres Gedeihen ſtändiſcher Verfaſſung könne nur

R yn, wo aufrichtiger und ernſter Wille ſei, den Art . 13 der

Bundesacte zu erfüllen In dieſer Abſicht werde die preußiſche

Regierung e zen f h Ver f eines Jahrs

von dem Fortgang und der Lage t˖ Ein tung 1

Bund in Kenntniß zu ſetzen . Es ſe hir zu nſche daß auch

alle übrigen Staaten , welche i äl der⸗

ſelben Anzeige in gleicher Friſt vereinigten ſei

die Preußiſche Geſandſchaft angewieſen , hierdurch dringen d zu

erkennen zu geben .

Vergl . Protokolle der Bundes - Verſlg . Bd . IV . S . 230 .

In der Sitzung vom 25 . Mai 1818 wurde hierauf von der

Bundesverſammlung nachſtehender Beſchluß gefaßt
8 93

„ Was den ausgedrückten Wunſch wegen näherer Angabe über
8 I

die Erfüllung des 13 . Artikels der Bundesakte in den

ſtaaten betrifft , ſo hat die Bundesverſammlung aus den Erklärungen3

der Geſandſchaften jener Staaten , welche durch die von ihnen

geführten unverwerflichen Gründe noch zur Zeit an der vollſtän —

digen Erfüllung dieſes Artikels verhinde
Norga· die Noyffr Beruhigung
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fenden Regierungen denſelben auf eine ſeinem hohen

Z3weck angemeſſene Weiſe in Vollziehung zu brin⸗

gen , und dabei jede nicht in der Sache begründete

Verzögerung zu vermeiden , kräftigſt entſchloſſen und

befliſſen ſind , auch nicht unterlaſſen wollen , der Bundesver

ſammlung binnen Jahresfriſt die geeigneten Mittheilungen von den

fernern Einleitungen zu den ſtändiſchen Einrichtungen , von deren

Fortgang und wo möglich von ihrem allſeitigen , endlicher

Reſultat zu machen , welchen dieſelbe vertrauensvoll entgegenſieht

Vergl . Protokolle der Bundes - Verſlg . Bd. V. S . 267 .

Als im Jahre 1823 die Frage in der Bundesverſammlung an

geregt wurde , ob dieſelbe berechtigt ſei , einem Bundesſtaat eine be—

ſtimmte Friſt zur Einführung einer landſtändiſchen Verfaſſung zu

ſetzen , äußerte der hannöver ' ſche Geſandte unter Anderm :

„ Die Competenz der Bundesverſammlung iſt unbezweifelt be—

gründet , eine Zeit für eine einzuführende Verfaſſung zu beſtimmen

Eine geſetzliche Verbindlichkeit ohne die Möglichkeit ihrer Realiſirung

in der Zeit zerfalle in ſich ; in einem Grundgeſetze des deutſchen

Bundes dürfe aber kein Element gefunden werden , das ſein eigenes

Prinzip auflöst

Vergl . Protokoll vom 10. Juli 1823 . Bd . XV. S. 401 .

6. 3.

Leuchtet aus dieſen und ähnlichen Erklärungen und Beſchlüſſen

der feſte Wille zur Erfüllung der in dem 13 . Artikel der Bundec

acte gegebenen Verheißung , ſo machte die Wiener Schlußacte vom

15. Mai 1820 der Bundesverſammlung die Ueberwachung der Er

füllung jenes Artikels , ſo wie die Erhaltung beſtehend

landſtändiſcher Verfaſſungen zur beſondern Pflicht . Die

Art . 54 und 56 lauten

„ Art . 54 . Da nach dem Sinn des 13 . Artikels der Bundesakte

und den darüber erfolgten ſpätern Erklärungen in allen Bundes —

ſtaaten landſtändiſche Verfaſſungen ſtatt finden ſollen , ſo hat die

Bundesverſammlung darüber zu wachen , daß dieſe Beſtimmung in

keinem Bundesſtaat unerfüllt bleibe

Art . 56. Die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtäu⸗

diſchen Verfaſſungen können nur auf verfaſſungsmäßigem Wege

wieder abgeändert werden . “
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Die Wortfaſſung des Art . 56 hat Gelegenheit zu der Meinung

n, als wenn nicht jede beſtehende , ſondern nur eine anerkannte

s der Bundesgeſetze zu erfreuen habe .
egebe

Verfaſſung ſich des Schr

Man hat alsdann hiervor

uwerfen , von wem dieſe Anerkennung einer Verfaſſung ausgegangen

Verfaſſung als

Veranlaſſung genommen , die Frage auf —

nüſſe ? Hier war nun

icht unter dem Art . 56 begriffen darzuſtellen , etwa weil

rkennung der Agnaten des Inſt it de

fehlte . Durch eine ſolche man dahin kon

jeder Verfaſſung den Mangel irgend einer Anerkennung aufzufinden

und dadurch den Art 6 ganz werthlos zu machen . 8 achten win

aber , was der hannöverſche Geſandte in der Sitzung der Bundes —

verſammlung vom 10. Juli 1823 ſagte :

„ In einem Grundgeſetze des deutſchen Bundes darf kein Element

gefunden werden , das ſein eigenes Princip auflöst . “

Es konnte nicht in der Abſicht der deutſchen Bundesfürſten liegen ,

durch die Wortfaſſung des Art . 56 den Völkern die Garantie zu

entziehen , welche jeder Unbefangene in dieſem Artikel finden mußte .

Iſt die Wortfaſſung unklar , ſo muß die Erklärung im Sinne und

Geiſte des Geſetzes erfolgen , und da dieſes , wie aus den Ein⸗

gangsworten des Art . 54 hervorgeht , eine genauere Beſtimmung

des Art. 13 der Bundesacte beabſichtigte , dieſer Artikel aber ver —
d

langt , daß landſtändiſche Verfaſſungen ſtatt finden d.

21 0 E f 1 0 4 1 144 1 und
Wirk amkeit beſtehen ſollten ſo geht ſchon 1 du uUnd

ſehen von Art . 56 hervor , daß beſtehenden landſtändiſchen Ver

faſſungen dieſe ihre Wirkſamkeit nicht entzogen werden darf . Aber

auch Art . 56 iſt weit entfernt , ſeinem Wortlaute nach dasjenige

zu ſagen , was man darin finden will . Er ſpricht von den „ in

anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden Verfaſſungen . “

Es wird daher nicht ein Anerkenntniß der Verfaſſung , ſon

dern ein Beſtehen derſelben in anerkannter Wirkſamkeit gefordert .

Alle dcne Verfaſſungen haben Anſpruch auf den Schutz des

deutſchen Bundes , in ſo fern ſie in anerkannte Wirkſamkeit getreten

ſind Mann kann nun freilich die Frage aufwerfen : Wann iſt eine

Verfaſſung in anerkannte Wirkſamkeit getreten ? Oder woran er —

kennt man , daß ſie in anerkannter Wirkſamkeit beſteht ? Dieſe Frage

läßt ſich vielleicht ſo beantworten :

„ Eine landſtändiſche Verfaſſung tritt in anerkannte Wirkſamk

ſobalb alle die Perſonen , durch deren Thätigkeit dieſe Wirkſamkeit

bedingt iſt , frei und ungezwungen dieſelbe in Vollzug ſetzen .



— — — ———

z) der theils vom Volke gewählten , theils m Regenten R5

nannten , theils verfaſſungsmäßig kraft eig k

tretenden Mitglieder der landſtändiſchen Verſammlung

Sobald dieſe Perſonen in der angegebenen Art zuſammenwirk

ſetzen ſie die Verfaſſung in Wirkſamkeit ; geſchieht dieſes Zuſa f˖

menwirken frei und ohne Zwang , ſo liegt darin ein es
und man kann von einer in ſolcher Weiſe ins Leben getretenen 2 d

faſſung ſagen , ſie ſei in anerkannte Wirkſamkeit getreten 5

§. 4 n

Dieſe Anſicht ward auch in der B 8 mmlung im J 10

1823 von mehreren Geſandtſchaften aufgeſtellt und näher begründet V
ohne daß von irgend einer Seite her ein Widerſpruch erfolgt wär

Es handelte ſich damals um ein Geſuch der Prälaten und der

Ritterſchaft des Herzogthums Holſtein um Vermittlung der Bundes

Verſammlung wegen Herſtellung ihrer landſtändiſchen Verfaſſune ˖

Hierüber äußerte der Pr Bundesta

Auf Ar ) 6 nebſt Art . 61 ſtützen die Recl en diejenig
Anträge welchen ſie die Vermittlung der hohen Verſammlung zum D0

Schutz für die landſtändiſche Verfaſſung in Holſtein nachſuchen , u
in der That könnte der gedachte Artikel ihrem G

ſuche hier Eingang verſchaffen , wenn in der von ihnen k.

eingereichten Denkſchrift der Nachweis ihrern in aunerkannter

Wirkſamkeit beſtehenden landſtändiſchen Verfaſſung
virklick t worden wäxe . Dies iſt nach dieſſeitiger Ueberzeugung

keines ſchehen . Wollte man auch die in der Denkſchrift ent
haltene Erzählung von der Entwicklung und den Schick n der la 1
tändiſchen Verfaſſung d OHer thu 9 I eine vol

ahre und treue Darſtelli U ö e mat den
Reklamanten den Schlu ehe aß die Verfaff „ dem Rie

d U kein Ver nderung erlitten , ſon i Uis auf die Ue Zeit
ſtand habe ; daß dieſes Recht auch dur U unter dem 17. Au
1816 erfolgte königlich Beſtätigun der Privilegien und Gerech

ſame Uaten und Ritterſchaft ne anerkannt worden ſei,
muſſen die Reklamanten doch ſelbſt zugeſtehen , daß ſeit dem Ja
1712 kein Landtag mehr berufen worden , daß daher keine Aue
übung jenes Rechts ſtattgefunden , as daſſelbe
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7 r

mihrer neueften Eingabe ner irrigen Auslegung des Art . 56

er Wiener Schlußacte ausge Dieſer ſage

Die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtändiſchen Ver

faſſungen können nur auf verfaſſungsmäßigem Wege wieder abg

ändert werden .

„ Indem nun in Art . von den „ früherhin geſetzlich beſtanden

ſtändiſchen Rechten “ geredet — ſo liege hierin eine Antithe

aus welcher hervorgehe , daß Art . 56 von jenen Verfaſſungen zu

verſtehen ſei , welche zur Zeit der Abfaſſung der Wienrt
Schlußacte beſtanden . Nicht zufrieden mit dieſer Beſchränkung

in der Zeit , ſetzten die Geſetzgeber noch außerdem feſt, daß jene Ver

faſſungen in „ anerkannter Wirkſamkeit “ beſtehen müßten . Hierunter
könne nichts anderes verſtanden wer en, als daß jene Verfaſſungen

zur Zeit der Abfaſſung der Wiener Schlußacte wirklich praktiſch

ausgeübt worden , und daß über dieſe Ausübung

kein Streit zwiſchen den Hauptintereſſenten ( der

d5 tänden ) obgewaltet habe . “

Protokolle Bd . 16

„ Der Präſidialgeſandte ( Oeſtreich ) ſtimmte dem Antrag der Rekla —

mationskommißf ſion bei und bemerkt , daß die Motive derſelben dem—

jenigen , was in der 22 . Sitzung der Wiener Miniſterialkonferenzen

über die Faſſung des 56 . Artikels der Wiener Schlußacte vorkomm

angemeſſen erſcheinen . Alle Geſandtſchaften treten dieſer Abſtimmung

bei , mit Ausnahme des hannöverſchen Geſandten , der den Art .

nicht blos auf die faktiſch , ſondern vorzugsweiſe auf die rechtli

beſtehenden Verfaſſungen angewendet wiſſen will , und ſich deshal

auf ſeine frühere Abſtimmung bezieht .
Vergl . Protokolle Bd . 16 , S . 7.

7 56

0

In dieſer oben auszugsweiſe angeführten - Abſtimmung wird aus —

gefuͤhrt , daß jede auch nicht in Ausübung befindliche aber früher

geltende Verfaſſung unter den Schutz des Art . 56 geſtellt , und da —

her die Bundesverſammlung zu deren Aufrechthaltung berufen ſei .

Geſetzt , heißt es dort , ein Theil ſolcher Verfaſſung ſei durch Ver

änderung oder durch Gewalt der Zeiten unanwendbar oder aufge
hoben , ſo folgt daraus nicht , daß das Ganze als aufgehoben oder

als nicht exiſtent betrachtet werden könne . Geſetzt , ein Theil der

Berechtigten habe von ſeinem Rechte keinen Gebrauch gemacht , ſo

folgt daraus nicht , daß der Gleichberechtigte dadurch ſeiner Rechte

beraubt ſei. Gewalt , in welcher Form und Wirkung ſie

auch erſcheine , kann nicht die geheiligten Rechte des Regenten
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erſchüttern . Es beruhen auf demſelben Grunde die

Rechte der Unterthanen . Die Erhaltung des Rechtsbeſtan

des begreift das Ganze , nicht blos einzelne Theile . Selbſt der

8 hier nur ein beſchränkter Wir —El

eiben Nachgiebigkeit in einzelnen Fällen ,

Ausdrücke der Unterwürfigkeit , wie ſie den Unterthanen gegen ih —

cht als Entſagungen beurtheiltniNichren Regenten anſtehen , können

werden . Die leiſeſte Verwahrung gegen den Regen⸗

ten für das S atsgrundgeſetz reicht zur Erhaltung

deſſelben

Protok S . 395 396

nachdrücklich vertheidigte Hannover im Jahr 1823 Holſteins

§. 5

Wir können uns nun den Fall denken , daß eine Bundes —

ihrem Lande in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende
Regierung , die in

Verfaſſung eigenmächtig auf anderm als verfaſſungsmäßigem Wege

ändert oder aufhebt , und die Frage aufwerfen : Iſt der deuſche

Bund in dieſem Fall zur Einſchreitung berechtigt ? Und

welcher Weiſe kann dieſe Einſchreitung erfolgen ? Dieſe Fragen

beantwortet Art . 31 der Wiener Schlußakte da hin :

in

„ Die Bundesverſammlung hat das Recht und die Verbind —

lichkeit , für die Vollziehung der Bundesakte und der übrige

Grundgeſetze des Bundes , der in Gemäßheit ihrer Com

ꝛc. zu ſorgen , auch zu dieſem

undesverfaſſungsmäßigen
petenz von ihr gefaßter

Ende nach Erſchöpfung aller andern b

Mittel die erforderlichen Exekutions - Ma ßregeln mit genauer

Beobachtung der in einer beſondern Exekutionsordnung dieſer —

halb feſtgeſetzten Beſtimmungen und Normen in Anwendung zu

bringen . “

Dieſem nach kann es keinen Zweifel leiden , daß der deutſche

Bund , wo eine Verletzung des Art . 56 der Wiener Schlußakte ,

welche durch einen Beſchluß der Bundesverſammlung vom 8. Juni

1820 zu einem Grundgeſetze des deutſchen Bundes erhoben

wurde , in Frage ſteht , zur Einſchreitung nicht allein berechtigt ,

ſondern ſogar verpflichtet iſt . Man hat aber gleichwohl die
1

Competenz des Bundes in dieſem Fall beſtritten , und ſich auf di

Art . 60 und 61 der Wiener Schlußakte berufen , welche ſo lauten :

„Art . 60 . Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des
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Bundes für die in ſeinem Lande eingeführte landſtändiſche Ver
faſſung nachgeſucht wird , ſo iſt di undesverſammlung berechtigt
ſolck 1˖ rnehmen . Sie erhält dadurch die

Befugniß , auf
Anrufen der Betheiligten die Verfaſſung aufrecht zu erhalten und
die über Auslegung oder Anwendung derſelben entſtandenen Ju
rungen , ſofern dafür nicht anderweitig Mittel und W
vorgeſchrieben ſind , durch gütliche Vermittlung npromiff
riſche Entſcheidung beizulegen

Art . 61 . Außer dem Fall der übernor nen beſondern Ga
rantie einer landſtänd n Verfaſſung r Aufrechthaltung
der über den 13. Artikel der Bundesakte feſtgeſetzten Beſtim

mungen iſt die Bundesverſa nicht berechtigt , in landſtä
diſche Angelegenheiten oder in Streitigkeiten

herrn und ihren St

Man ſagt nun, aus Art. 60 gehe berr der deutſche

en ezwiſchen den Landes

ſt durch Uebernahme der Garantte eine §er L

fugniß erhalte , ſolche nöthigenfalls aufrecht zu erhalten ,
R „ 1 f 51 thn oſo Pöofi 18 o1 8D61enn die Folgerung zu ziehen ſei , daß ihm dieſe Befugniß bei

5 1 ren 1 4 1 5Ver 19 ren Yar 1 abgehe
1 ö ihm au 18

rer＋ U II
1 lrt 0 Uul 14 Deé U

1 8 Rift 6 . Jre der Onl vel ITchler t 4
Art . 56 Sorge zu tragen und nöthigenfalls Exekution

in Anwendung zu bringen ; — an einer
ichen Grundgeſetzes ſoll ihm dieſe Einwirkung unter

Dieſer Widerſpruch ſollte den zu Wien verſammelten

ämmtlichen deutſchen Bundesſtaaten , welche vom
1819 bis den 15. Mai 1820 mit Abfaſſi ng teſer

gt waren entgangen , oder vielleicht gar abſichtlich
ingeſtreut ſeyn , um vorkommenden Falls hinter eine bequeme In

competenz n zu Ehe wir f

n unſer n, wolle vir d 0

einer näheren Prüfung unterwerfen , um ermeſſen zu können , ob
denn der behauptete Widerſpruch wirklich vorhanden iſt ?

Art . 60 ſagt , der Bund erhalte durch Ue

rantie das Recht ,
tahme der Ga —er

1) auf Anrufen der Betheiligten die Verfaſſung aufrecht zu
erhalten ,



199

Ver ) die über Auslegung oder Anwendung derſelben entſtandenen

chtigt Irr durch gütliche Vermittlung oder compromiſſariſche Ent —

auf ſcheidu gen

und Demnach ſind die Rechte , welche der Bund durch Uebernahm

1Ju der Garantie einer Verfaſſung erhält , viel gröͤßer , als die ihm

f urck lrt 6 in Bez uf all deutſchen Verfaſſungen g gebe ie

niſſ fugni Außerdem ſind die Rechte auch verſchiedener Art

N lrt. 56 iſt der Bund zur Einſchreitun f˖ venn eine

( 8a faſſur 0 18 als 1 1 faſſun n 8 ndert

ltung vird. Art .60 ſcheint a i
den ? intirten V ſunger

ſtim gen ein iſſungsmäßigem Wege ( alſo

oſtä zu bewirkende Aufhebung oder Abänderung

ndes ſichern z voll Es liegt nicht außer der Möglichkeit , de

ndſtände zu weſentlichen Aenderungen der Verfaſſung ( wie di

in Baden 1825 der Fall war ) oder gar zu deren Aufhebung ihre

die Zuſtimmung geben zn dieſem Fall können die Betheiligten z. B

die überſtimmte Minorität der Landſtände , oder die Corporationen ,

d welche Wahlrechte beſaßen , oder Diejenigen , welche nach der Ve

zehe faſſung geborne Mitglieder der ſt indiſchen Verſammlung warel

ie Bundesverſammlung auf den Grund der von ihr üdernom —

arer enen Garantie um Aufrechthaltung ihrer Verfaſſung angehe

˖ Ob aber 2 n in der erwähnten Fall auch dann

die Bi
m Aufrechthaltung der Ver igel

˖ tie derſe über )at

weitere Unterſchied zwiſchen Art

auf verfaſſungswidrigem Weg ge—

ä zung einer Verfaſſung die Bundes⸗

Verſammlung nach Art . 31 zur Einſchreitung auch ohne Anrufer

Betheiligten verpflichtet iſt , wogegen bei dem in Art

u ten Fall ihr Einſchreiten nicht ohne eine ſolche Aufforderun

Ofl tattſin U

ſelbſt So dürfte der behauptete Wid erſpruch zwiſchen Art . 60 und

„ ob vollſtändig verſchwinden . Art . 61 aber bietet dem auf

ö ſer gar keine Schwierigkeiten dar . Er ſagt nämlich ,

1 95 1
die Bundesverſammlung dürfe nicht in landſtändiſche Angelegen

heiten einwirker den beiden

ar faſſung übernommen hatantie einer
t zu 1) wenn ſie die

Wwo es ſich um Aufrechthaltung der über den 13. Ar



Bundesakte hier ( d. h. in der Schlußakte ) feſtgeſetzten Be

ſtimmungen handelt . “

Dieſe Beſtimmungen ſind aber gerade in Art . 54 und 56
(ſ. oben ) enthalten . Wie mag man nun behaupten , Art . 61 ent —
ziehe dem Bund eine Befugniß , die er ihm ausdrücklich zugeſteht ?

Schon auf dem Wiener Congreß erklärte der Hannover ' iſche
Geſandte : „ Wo Stände gegen den Mißbrauch der Souveränitäts
Rechte der Fürſten klagen wollen , da muß ihnen nothwendig d
Rekurs an den Bund offen ſtehen . “

Klübers Akten des Wiener Congreſſes . Bd. I. H. 1. S. 71
Bd . II . S . 108 .

§. 6

Auch die Bundesverſammlung erkannte ſchon vo Erlaſſung der
Wiener Schlußakte ihre Competenz in dieſer Beziehung an . Sie
außert ſich nämlich in der proviſoriſchen Beſtimmung ihrer Com —
petenz vom 12. Juni 1817 §. 4 Nr . 4 und 5 dahin :

„ Dort wo die Congreßakte ausdrücklich der Bundesverſamm —

lung die Berichtigung conſtitutioneller Angelegen —
heiten übertragen hat , iſt dieſelbe unbezweifelt zur Ein

wirkung berufen

Wenn die Regierung eines Bundesſtaats eine Verfüg ung in

Beziel zung auf Perſonen oder Corporationen treffen ſollte , welche
mit den Grundg eſetzen und Verfügunc zen des Bundes im
Widerſpruch ſtünde oder für die innere oder äußere Sicherbeit
deſſelben gefährlich werden könnte , ſo iſt die Bundesver

ſammlung zur Einwirkung Behuf der Abſtellung
dieſer Verfügung berufen . “

Endlich hat auch die Bundesverſammlung thatſächlich ihre Com —

petenz zur Einſchreitung in dem Fall des Art. 56 der Wiener

Schlußakte anerkannt durch folgenden Beſchluß , den ſie den 4. No
vember 1830 auf die Beſchwerden der Landſtände des Kberzogthum
Braunſchweig wider den Herzog Carl vor Braunſchweig wegen
deſſen Weigerung , die fortdauernde Wirkſamkeit der erneuerten

Landſchaftsordnung vom 25 . April 1820 anzuerkennen , erließ :
„ Seiner Durchlaucht , dem Herzog von Braunſchweig zu eröff

nen , daß nach Art . 54 und 56 der Wiener Schlußakte
die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehen1 Ret felr
neuerte Landſchaftsordnung vom Jahr 1820 von
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döchſtdemſelben nicht auf anderm , als auf ver

faſſungsmäßigem Wege abgeändert werden könne . “

Vergl . Klübers Quellenſammlung . Fortſetzung , S . 16 .

C 7§. 14.

*
Bei der im Jahr 1837 erfolgten Aufhebung des Hannoverſchen

Grundgeſetzes und der desfalls bei der Bundesverſammlung erho —

benen Beſchwerden ward die weitere Frage angeregt , wer denn

zu einer Beſchwerdeführung bei der Bundesverſammlung wegen

Verletzung des Art . 56 der Wiener Schlußalte berechtigt ſei ?

Ohne Zweifel die Landſtände , wie auch in dem eben erwähnten

Fall auf die Beſchwerden der Landſtände des Herzogthums Braun

ſchweig der angeführte Bundesbeſchluß erlaſſen wurde . Da aber

die Einberufung der Landſtände in beinahe allen deutſchen Staa —

ten von dem Regenten abhängt , und ſie ſich nicht ohne ſolche Ein —

berufung verſammeln dürfen , ſo werden ſie bei einer eigenmächtigen
Aufhebung oder Abänderung der Verfaſſung wohl ſelten in der Lag

ſeyn , eine Beſchwerde bei der Buͤndesverſammlung erheben zu kön —

nen. Wer tritt alsdann an die Stelle der Landſtände ? Etwa die

Wähler oder die kraft eigenen Rechts Mitglieder der landſtändiſchen

Verſammlung waren , oder überhaupt Alle , welche durch willkühr —

liche Aufhebung oder Abänderung der Verfaſſung verletzt wurden ?

Man kann geneigt ſeyn , ſich für die letztere Anſicht zu erklären , ſo —

wohl nach dem allgemeinen Rechtsgrundſatz , daß zur Klage ſtets

Derjenige , deſſen Rechtsverletzung in Frage ſteht , legitimirt iſt

wie nicht minder nach der proviſoriſchen Beſtimmung über die Com —

petenz der Bundesverſammlung vom 12. Juni 1817 §. 5 . Nr . 1 und

2 , welche ſo lautet :

„ Inſofern die Bundes -oder Congreßacte für Einzelne ,für Cor —

porationen oder ganze Claſſen Beſtimmungen und Hinweiſungen

enthält , deren nähere Entwicklung der Bundesverſammlung vorbe —

halten iſt , ſo haben dieſe allerdings ein wohlbegründetes Recht , deren

Berichtigung bei dem Bundestag in Anregung zu bringen , ſo wie

Anträge und Vorſchläge desfalls zu übergeben . Einzelne , ſo wie

ganze Corporationen und Claſſen können ſich an

die Bundesverſammlung wenden , wenn die eben erwähn⸗

ten in der Bundesacte beſtimmten Gerechtſame , oder ſolche , welche

ihnen in derſelben bereiis ausdrücklich eingeräumt wurden , ohne erſt

einer nähern Entwicklung zu bedürfen , verletzt werden , und
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auf desfalls zuvor an die unmittelba Regierung gerichtete Vor

ſtellung keine Abhülfe der gegründeten Beſchwerde erfolgt . “

Da nun Art . 13 der Bundesacte allen Bundesſtaaten Einfül

rung landſtändiſcher Verfaſſungen verheißt und die Art. 54 und 56

d Wiener Schlußakte dieſe Verheißung wiederholend weit beſt

men , daß die eingeführten Verfaſſungen nicht

indert oder aufgehoben werden , ſo können auch auf den Grun

der obigen Beſtimmung Einzelne oder Corporationen oder

Claſſen von Unterthanen (3. B. die Wahlberechtigten ) ſich wege

Verletzung der ihnen 1 Rechte beſchw

rend an die Bundesverſammlung r Schlußa

Art . 53 fordert aber nicht einm der Verletzten

ſondern nur eine eige d Dort heißt es

nämlick

Da die 2 eder ſich in t der Bun

vet I 19 193 her 1ia oſs 1dDer U 1desdcte Art . 12 19 ) uber einige beſondere in

haben, welche ſich theils auf Gewährleiſtung zugeſichert Recht

der Bundesverſammlu di Erf U Wder d ) Ddief B

nungen übernomn 9k h aus

hinreichend b det A id Betl te ergiebt

daß ſolche nicht ſtattgefunden habe .

Bei der Aufhebung einer Verfaſſung iſt gewiß wohl das ganze

Volk , wie auch jeder Einzelne im Volk betheiligt . Denn die Land

ſtände vertreten die Geſammtheit , mithin alle einzelnen Individuen

aus denen die Geſammtheit beſteht jede Aufhebung oder Abän

rung dieſer Vertretung berührt daher nothwendiger Weiſe jedes

zndividuum . Den Landſtänden gebührt auch in der R

e Ben oder Regulirung der Steuern ; der St pflich

tige iſt daher bei ei weſentlichen Aender od lu ung det

landſtändiſchen Verfaſſung betheiligt , u kann darum die be—

treffende Anzeige bei der Bund ig machen . Dieſe An

ſicht ſprach auch das Präſidium der Bundesverſammlung in einen

in der S tzung vom 11. Nov . 1836 gehaltenen Vortrag aus :

„ Die Verheißungen , welche die Staaten nicht blos gegen ein —

ander , ſondern mit einander ihren Unterthanen gegeben haben , ſind

wahre Verpflichtungen der Einzelnen gegen Alle ,

deren Erfülli alſo auch vom Ganzen gefordert und auf An

zei geſjed inzelnen Bürgers gefordert wer ann . “
1 1 N. 6 N * 1Vergl . Protokolle der Bundes - Verſlg . Bd. I. S. 166 .



Man wird wohl bemerken , daß in dieſer Aeußerung des Prä

ſidiums nicht einmal die Anzeige eines Betheiligten gefordert , viel
K44 1 4 „ n MR„ * 1* ont 11 F

Finfül die jedes einzelnen Bürgers für genügend befunden

ind 56 Der Grund dieſer Ausdehnung iſt von dem Präſidium dahin

Verpflichtungen der 1 Alle n eshalb auch jeder

Gru deren Erfüllung verlangen könt De ben angeführte Ar —

od tikel 31 der Wiener Schlußac agt nu

Die Bundesverſamn das R d d
erbind

chu hkeit 7 D d 2 indesacte
d der rigen

ußa dgeſetze des Bundes zu ſorgen , auch zu dieſem Ende nach Er —

ten chöpfung t 8 igen Mittel die erfor

ißt es derlichen Erekutionsmaaßregeln in Anwendung zu bringen . “
Es wird darum , da der Bundesverſammlung die Erfüllung

Bun ihrer Verbindlichkeit a nein obliegt , in dem Falle einer Verletzung
in des Art . 56 der Wiener Schli ( eines Grundgeſetzes des deut

ht ſchen Bundes nach dem Beſchluß vom 8. Juni 1820 ) weder einer

o liegt Beſchwerde der Verletzten , noch einer Anzeige der Betheilig —

Zeſtim⸗ ten bedürfen , um die Bundesverſammlung zur Einſchreitung zu

aus veranlaſſen ; es wird vielmehr genügen müſſen , wenn derſelben von

ergiebt irgend rer Se zuverläßige Kunde der ſtattgehabten

Verletzun ines il geſetze zugekommen iſt. So wie ein

ganze ſolcher Fall zu ihrer Kenntniß gelangt , iſt ſie zur Einſchreitung

Land — verpflichtet

len
§. 8

Abän

jedes Aus vorſtehender Zuſammenſtellung der Bundesgeſetze wird man

Regel
] entnehmen , daß die Bundesverſammlung verpflichtet iſt ,

pflich 1) dafür zu ſorgen , daß in allen Bundesſtaaten landſtändiſche

ng der nicht blos provincial - ſtändiſche Verfaſſungen eingeführt werden ,

die be⸗ wie auch

ſe An ber zu wachen , daß die eingeführten und in anerkannte

zetretenen landſtändiſchen Verfaſſungen anders nicht ,

als auf verfaſſungsmäßigem Wege abgeändert werden

n ein⸗ Außerdem hat die Bundesverſammlung in Bezug auf die vo

nt ihr garantirten Verfaſſungen die Befugniß , auf Anrufen der Ben, ſind

Alle , theiligten ſowohl di 1
frecht zu erhalten

f An wie auch die über Auslegung und Anwendung derſelben entſtan

denen Irrungen durch gütliche Vermittlung oder compromiſſariſche

Entſcheidung beizulegen



* „ „ P

204

Durch Plenarbeſchluß der Bundesverſammlung vom 30. October

1834 wurden ferner Schiedsgerichte zur Entſcheidung von Streitig

keiten zwiſchen Regierung und Ständen eines Bundesſtaats oder

zwiſchen dem Senat der freien Städte und den bürgerlichen Behörden

angeordnet . Dieſe Schiedsgerichte werden in der Weiſe gebildet , daß

jede der im engern Rath ſtimmberechtigten Bundesregierungen von

drei zu drei Jahren zwei durch Geſinnung und Charakter ausge

zeichnete Männer , welche durch mehrjährigen D hinlängliche

Kenntniſſe und Geſchäftsbildung , der Eine im juridiſchen , der Andere

im adminiſtrativen Fach erprobt haben , ernennt , und daß im einzelnen

Fall aus den ſo nten
34 Spruchmännern die ſtreitenden Theile

ſechs Schiedsrichter ,1 zwar Jeder von ihnen je drei auswählt , und

dieſe gewählten ſechs S50 edsrichter einen Obmann aus den übrigen

Spruchmännern beſtimmen Das vor dieſem S chiedsgericht ſtatt

findende Verfahren iſt gleichfalls durch jenen Bundesbeſchluß geregelt .

Dieſes Schiedsgericht iſt aber erſt dann zur Entſcheidung berufen ,

wenn beide ſtreitenden Theile übereinkommen , ihm ſolche zu über —

tragen . Dieſe Einrichtung würde gewiß ſehr ſegensreich zu wirken

ch das Rechtgeeignet ſeyn , wenn den Regierungen nicht ausſchließli

der Ernennung der Spruchmänner zugeſtanden wa So aber iſt

Heute Ich 1 Streitfrag 8 4 Funag 8
heute noch keine Streitfrage der Entſcheidung dieſes S chiedsge —bis

richts unterſtellt worden

F. 9.§

Zum Schluſſe iſt unſere Aufgabe , nachzuweiſen , in wiefern der

Bundesverſammlung die Mittel gegeben ſind , auch einer Bundes —

Regierung gegenüber die Vollziehung ihrer Beſchlüſſe zu bewirken

Hieher gehört zunächſt der Art . 31 der Wiener Schlußacte , welcher

allgemein der Bundesverſammlung die Befugniß gibt , zur Vollziehung

ihrer Beſchlüſſe erforderlichen Falls Exekutionsmaaßregeln in Anwen —

dung zu bringen . Art . 33 und 34 deſſelben Grundgeſetzes beſtimmen

weiter :

„ Die Exekutionsmaßregeln werden im Namen der Geſammtheit

des Bundes beſchloſſen und ausgeführt . Die Bundesverſammiung

ertheilt zu dem Ende , mit Berückſichtigung aller Lokalumſtände und

ſonſtiger Verhältniſſe einer oder mehreren bei der Sache nicht be—

theiligten Regierungen den Auftrag zur Vollziehung der beſchloſſenen

Maaßregeln , und beſtimmt zugleich die Stärke der dabei zu verwen —

denden Mannſchaft , wie die nach dem jedesmaligen Zweck des Exe —

kutionsverfahrens zu bemeſſende Dauer deſſelben . Die Regierung , an
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indem unter dem 5. Septemb 1839 folgend

„ Den in der 5. Sitzung vom 26. April d. J. auf 8 Einſchreite

des Bundes in der hannöverſchen 81 t An⸗

trägen könne keine Folge gegeben werden , da b bwaltender Sack

lage eine bundesgeſetzlich begründete Veranlaſſung zur

Einſchreitung in dieſe innere Landesangelegenheit
1 7533 A No 8 MRuns R 8nicht vorliege . HBagegen hege di Zun 1 U
A 280 5 4 14 18 0 gieſßt 1 FI 1 r1ntrauensvolle Erwartung , daß Se. Majeſtät der Kön on Hann 2

Allerhöchſtihren ausgeſprochenen landesväterlichen Abſichten gemäf
0 „t . 1 8 8 KRGNi Ser 7 1 11 * 1 0
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